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Anfrage Hartmann Armin und Mit. über die Umsetzung des Projekts Beschaf-
fung, Aufbau und Betrieb einer zentralen Steuerlösung (LuTax) (A 82). Schrift-
liche Beantwortung 
 
 
Die schriftliche Antwort des Regierungsrates auf die am 7. November 2011 eröffnete Anfrage 
von Armin Hartmann über die Umsetzung des Projekts Beschaffung, Aufbau und Betrieb einer 
zentralen Steuerlösung (LuTax) lautet wie folgt: 
 
"Zu Frage 1: Stimmt es, dass sich die Gemeinden entgegen der Zusicherung im Kantonsrat am 
Ausbau der Datenleitungen beteiligen müssen? 
Der Zugang der Gemeinden zur zentralen Steuerlösung (LuTax) erfolgt über das kantonale 
Kommunikationsnetz LUnet. Das LUnet ist das Verwaltungsnetzwerk des Kantons Luzern und 
verbindet die kantonale Dienststellen miteinander. Am LUnet sind auch alle politischen Ge-
meinden des Kantons Luzern angeschlossen.  
 
Der Kanton stellt heute den politischen Gemeinden des Kantons einen Standard LUnet-
Anschluss kostenlos zur Verfügung. Jede Gemeinde verfügt dementsprechend über einen LU-
net-Anschluss, deren Bandbreite abhängig von der technisch verfügbaren Übertragungstechno-
logie, der geografischen Lage und den im Einsatz stehenden Anwendungen individuell festge-
legt wurde. Meist wird ein sogenannter ADSL-Anschluss verwendet.  
Wir haben in diesem Jahr die schnellere VDSL-Technologie als Standard-Anschluss für Ge-
meinden festgelegt. Wir stellen auch diesen Anschluss den Gemeinden weiterhin gebührenfrei 
zur Verfügung. Gemeinden, die bereits die zentrale Steuerlösung LuTax einsetzten, sind nun 
mindestens über einen solchen VDSL-Anschluss an das LUnet angeschlossen. 
 
In der Botschaft zum Dekret über einen Sonderkredit für die Beschaffung, den Aufbau und den 
Betrieb einer zentralen Steuerlösung sowie einer Änderung des Steuergesetzes (B 80, sowie 
Ergänzungsbotschaft B 80a) ist festgehalten, dass die heutige Kapazität des Kommunikations-
netzwerkes LUnet (inkl. Anschlüsse der Gemeinden) grundsätzlich für den Betrieb von LuTax 
ausreichend ist. In grösseren Gemeinden mit vielen Steuerdossiers wird vereinzelt die beste-
hende Kapazität den Anforderungen nicht genügen. Im Projektbudget LuTax ist für diese Fälle 
eine Position (Ausbau des Kommunikationsnetzwerkes) vorgesehen. Die Erfahrungen aus dem 
Betrieb derjenigen Gemeinden, die bereits auf LuTax umgestellt haben, zeigen jedoch, dass die 
VDSL-Technologie absolut ausreichend ist. 
 
Unabhängig von LuTax verfügen 18 Gemeinden, teilweise bereits seit einigen Jahren, über ei-
nen LUnet-Anschluss mit einem Lichtwellenleiterkabel (LWL). Die Realisierung erfolgte jeweils 
auf Anfrage der entsprechenden Gemeinde. Die Realisierungskosten sowie die Betriebskosten 
für LWL-Anschlüsse werden durch die Gemeinden getragen. 
 
Durch die verstärkte Nutzung von Anwendungen und Leistungen über das LUnet steigt das 
Bedürfnis von Kanton und Gemeinden für höhere Bandbreiten. Entsprechend der E-
Government-Strategie Luzern sollen Verwaltungsdienstleistungen auch auf elektronischem 
Weg noch bürgernaher und effizienter erbracht und die Zusammenarbeit zwischen den Verwal-
tungen optimiert werden. Ein Ziel dieser Strategie ist, den Datenverkehr zwischen der kantona-
len Verwaltung, den Gemeinden sowie dem Bund und mit anderen Kantonen durchgängig 
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elektronisch zu gestalten. Auch soll der interne Geschäftsverkehr über die ganze kantonale 
Verwaltung und die Gemeindeverwaltungen hinweg elektronisch erfolgen. Neben LuTax werden 
künftig weitere Anwendungen über das LUnet betrieben und der Datenaustausch wird intensi-
viert, zum Beispiel Geoinformationsanwendungen, Baugesuchslösung oder der Datenaus-
tausch im Objektwesen. 
Aus diesem Grund haben wir unabhängig von LuTax gemeinsam mit dem Verband Luzerner 
Gemeinden (VLG) ein Projekt initiiert, das den Ausbau des LUnet mit LWL-Anschlüssen für 
Gemeinden beinhaltet. Ziel ist, die Gemeinden in den nächsten Jahren mit dieser zukunftsge-
richteten Übertragungstechnologie an das LUnet anzuschliessen. Dafür haben wir mit der CKW 
ein Angebot ausgearbeitet und uns mit dem VLG über die Aufteilung der Kosten geeinigt. Es ist 
geplant, dass der Kanton Luzern die einmaligen Kosten für die Inbetriebnahme übernehmen 
wird und die Gemeinden die jährlichen Betriebskosten tragen werden. Wir gehen davon aus, 
dass bis Ende 2011 das bereinigte Angebot der Regierung zum Entscheid vorliegen wird. 
 
Zu Frage 2: Wenn ja, warum? 
Wie in Frage 1 dargelegt, werden sich die Gemeinden nicht am Ausbau der Datenleitungen 
beteiligen müssen. 
 
Zu Frage 3: Gibt es weitere Fälle, in denen der Kostenteiler gemäss Botschaft geändert wurde 
oder wo Gemeinden das Gefühl haben, dass ihnen zu hohe Kosten verrechnet werden  
(z. B. Supportrechnungen, die in den Augen der Gemeinden eigentlich Instruktion sein sollten)? 
Wir halten uns an den in der Botschaft aufgeführte Kostenteiler zwischen Kanton und Gemein-
den. Die Projektverantwortlichen sind bestrebt, die Kosten im Projekt so tief als möglich zu hal-
ten. 
Das Schulungsangebot umfasst für Gemeinden mit einer NEST-Lösung einen Tag, für Gemein-
den, die bisher mit einer anderen Lösung gearbeitet haben, sind es 3.5 Tage. Dieses Schu-
lungsangebot ist Bestandteil des Angebots der Lieferfirma KMS und wird durch das Projekt 
(Kanton) finanziert. Zudem unterstützt KMS die Gemeinden in der Testphase und der Einfüh-
rung während insgesamt zwei Tagen vor Ort. Weitergehende Dienstleistungen für Schulung 
oder Support müssen durch die Gemeinden getragen werden. In der Botschaft sind dafür bei 
den Gemeinden 248'000 Franken eingesetzt, was im Durchschnitt pro Gemeinde 2'850 Franken 
beträgt. Dieser von den Gemeinden zu budgetierende Betrag ist für zusätzliche Dienstleistun-
gen vorgesehen und kann durch die Gemeinde je nach Bedarf abgerufen werden. Die Projekt-
mitarbeitenden der KMS sind aufgefordert, die Gemeinden über kostenpflichtige Leistungen 
vorgängig zu informieren. 
 
Zu Frage 4: Wie steht die Regierung zum Vorwurf einzelner Steuerämter, der Support sei teil-
weise mangelhaft? 
Ende Juli konnte die Pilotphase abgeschlossen werden. Anschliessend haben wir mit der Mig-
ration von vier weiteren Gemeinden Erfahrungen gesammelt. Mitte September 2011 hat der 
Lenkungsausschuss LuTax den Rollout der Migration aller Gemeinden freigegeben. Bis heute 
sind elf Gemeinden auf das zentrale Steuersystem migriert. Dies entspricht rund 20 Prozent 
aller steuerpflichtigen Personen. Im Rahmen der ersten Migrationen konnten zusätzliche Er-
kenntnisse gewonnen werden, die in den folgenden Migrationen berücksichtigt werden. Es ist 
zu beachten, dass die 87 Gemeinden unterschiedlich organisiert sind und die Datenqualität 
unterschiedlich ist. Die Daten aller Gemeinden müssen mit den Datenbeständen der Dienststel-
le Steuern zusammengeführt werden, was zu Problemen bei den Personen-, Vertreter- und 
Objektdaten führen kann (Doubletten). Die Projektverantwortlichen sind sich dieser Herausfor-
derung bewusst. Als Massnahme hat die Dienststelle Steuern den Bereich Produktion und 
Stammdatenverwaltung ausgebaut. Dadurch wird die Qualität der Daten verbessert und die 
Bedürfnisse der Gemeinden können rascher bearbeitet werden. 
 
Zu Frage 5: Stimmt es, dass Personendaten der Einwohnerkontrolle nicht täglich verarbeitet 
werden können, da die Kapazität nicht ausreicht? Welche Konsequenzen hat das für grosse 
Gemeinden? 
Die Personendaten werden je nach Gemeindegrösse wöchentlich oder alle vierzehn Tage über 
die Schnittstelle RZ-Subjekt übertragen. Während der Migrationsphase ist eine Ausdehnung auf 
eine tägliche Verarbeitung nur eingeschränkt möglich. In der Pilotgemeinde Horw wurde die 
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Übertragung der Personendaten anfänglich trotzdem täglich vorgenommen. Auf Wunsch der 
Gemeinde wird die Verarbeitung jedoch nun wieder wöchentlich ausgeführt.  
Die Praxis hat auch in Horw gezeigt, dass die wöchentliche oder vierzehntägige Übertragung 
genügt. Die Häufigkeit der Datenübertragung kann nach Abschluss des Projekts je nach Bedarf 
wieder ausgedehnt werden. 
 
Zu Frage 6: Wie beurteilt die Regierung den Verlauf des Projekts LuTax bis heute als Ganzes? 
Gemäss Auftrag werden alle Gemeinden bis 2013 auf der zentralen Steuerlösung arbeiten. Der 
Lenkungsausschuss LuTax hat Mitte September 2011 den Migrationsplan genehmigt, demnach 
werden alle Gemeinden bis Mitte 2013 migriert sein. Die Gemeindedaten müssen bis Mitte 
2013 auf das zentrale System migriert sein, da 2013 Gesetzesänderungen (gemäss Botschaft B 
80) in Kraft treten werden. Einzelne Meldungen werden dann nur noch elektronisch ausge-
tauscht werden können. Zudem wird ab 2013 mit elektronischen Steuerdossiers gearbeitet. 
Das Projekt verläuft in Bezug auf Kosten, Termine und Qualität im Plan. Dies Dank dem hervor-
ragenden Einsatz der am Projekt beteiligten Personen sowie der guten Zusammenarbeit mit 
den im Projekt bereits involvierten Gemeinden, dem Verband Luzerner Gemeinden (VLG) und 
dem Verband Steuerfachleute Luzerner Gemeinden (VSLG). 
In Anbetracht der Komplexität, des Umfangs sowie der unterschiedlichen Datenqualität auf den 
Gemeindesystemen und der Anspruchshaltung einzelner Gemeinden ist der Regierungsrat mit 
dem Projektverlauf sehr zufrieden. Die Projektleitung ist zudem bestrebt, allfällige Mängel 
rasch, kunden- und lösungsorientiert zu bearbeiten sowie die Erkenntnisse aus den Migrationen 
umzusetzen." 
 
 
Armin Hartmann äussert sich teilweise zufrieden mit der Antwort des Regierungsrates. Die Ant-
worten zu Fragen 1 und 2 seien vollständig und würden vieles klar stellen. Die offene und klare 
Kommunikation würde Unsicherheiten bei den Gemeinden reduzieren. Die Meinungen über die 
Höhe der Supportrechnungen gingen bei den Gemeinden auseinander, weit mehr als es in der 
regierungsrätlichen Antwort zu Frage 3 dargelegt werde. Er fordere die Projektsteuerung auf, 
dieser Unzufriedenheit bei den Gemeinden nach zu gehen. Die Antwort auf Frage 4 betrachtet 
er als ungenügend. Positiv erachte er, dass auf Probleme reagiert werde. Im Bereich Produkti-
on und Stammdatenverwaltung sei dort, wo es nötig gewesen sei, ausgebaut worden. Kosten, 
Termin und Qualität würden eingehalten. Er ersuche die Projektverantwortlichen in seinem 
Schlussvotum, die Schnittstelle zwischen KMS und Gemeinden zu überprüfen. Auch eine gute 
Kommunikation erachte er als wichtig. 
Andreas Heer ist der Meinung, dass die Antworten des Regierungsrates technikorientiert und 
umfangmässig auf LUnet fixiert seien. Die regierungsrätliche Antwort enthalte allgemein gehal-
tene Aussagen. Er widerspreche der Aussage aus Antwort 6, dass "das Projekt was Kosten, 
Termin  und Qualität betreffe, nach Plan [laufe]". Zumindest was Termine betreffe, sei diese 
Aussage in einigen Gemeinden (Meggen, Escholzmatt, Horw, Dierikon) fraglich.  Bei diesen 
Gemeinden sei der Umstellungstermin bis zu sechs Monaten nach hinten verschoben worden, 
was Auswirkungen auf das Gesamtprojekt haben werde. Zu den Antworten 4 und 6 berichtete 
er, dass sich die zehn bereits liierten Gemeinden unzufrieden zeigten. Es gäbe im November 
eine Aussprache mit dem Kanton. Dieser Umstand werde aber in der Antwort nicht erwähnt. Er 
frage die Regierung an, ob diese gemeinsame Besprechung bereits stattgefunden habe und 
was der Grund und  Inhalt derselben sei.  
Alain Greter verzichtet auf eine Wortmeldung. 
Pius Kaufman weist auf die Komplexität des Projekts LuTax hin. In der Antwort zur Frage 1 ste-
he, dass die Bandbreiten, die momentan zur Verfügung stehen, ausreichen würden. Für weitere 
Projekte, die in der Planung seien, würden sie nicht mehr reichen. In diesem Fall müssten die 
Gemeinden helfen. Er ist der Meinung, dass hier der Schwarze Peter weitergeschoben werde. 
Das Schulungsangebot und der Support, wie aus Antwort 3 ersichtlich, reichen gemäss seiner 
Meinung nicht aus. Die Aussage von Antwort 6, dass die Termine eingehalten werden könnten, 
sei fraglich, da es bereits erste Verschiebungen nach hinten gegeben habe. Während dem Pro-
jekt habe man falsch informiert. Er erwähne das Beispiel "Gemeinsames Konto". Dies habe 
Unsicherheiten ausgelöst. Er ersucht die Regierung, gut zu informieren. 
Regierungsratspräsident und Finanzdirektor Marcel Schwerzmann stellt fest, dass die Antwor-
ten des Regierungsrates grundsätzlich genügen und zur Klärung beigetagen haben. LuTax sei 
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ein wichtiges und auch ein gefährliches Projekt. Gemäss klassischer Projektdefinition sei "ein 
Projekt  zeitkritisch, teuer und risikobehaftet". Alles andere sei kein Projekt. Es müsse sehr gut 
geführt werden. Kein anderes EDV-Projekt im Kanton sei so gut aufgegleist worden wie das 
besagte. Gemeinden, der Verband, Erfa-Gruppen und Informatikfirmen seien in der Steuerung 
der Projektgruppen vertreten. Der Finanzdirektor erklärt zur Antwort 6, dass aufgrund von 
Testmigrationen Qualitätsdefizite festgestellt worden seien. In der Informatik gelte es erstens, 
Fehler frühzeitig zu erkennen und zu beheben, da späte Fehlererkennungen teuer und aufwän-
dig würden, und zweitens nach dem Grundsatz zu handeln, "wenn's eilt, mache langsam." Re-
levant sei der Endzeitpunkt des Projekts. Dieser bestimme, welche Steuererklärungen als ers-
tes darauf abgewickelt würden. Dass zehn Gemeinden unzufrieden seien, habe er so nicht ge-
wusst. Er sei nicht im Projektausschuss vertreten. Deshalb kenne er weder Inhalt noch Termin. 
Er werde sich erkundigen. Generell seien Probleme in die Projektsteuerung zu tragen und dort 
auszudiskutieren. Auf die Kommunikation angesprochen, erläutert der Finanzdirektor, dass in 
diesem Projekt der VLG, jede einzelne Gemeinde das Projekt selbst und das Steuerbulletin 
kommunizieren würden. Sie seien aufeinander abgestimmt. Es sei aber nicht auszuschliessen, 
dass ein Medium etwas Unkoordiniertes kommuniziere. In einem Veränderungsprozess könne 
dies vorkommen. Die Regierung habe sich für ein Zentralkonto im Projekt ausgesprochen. Es 
wurde aus dem Projekt entfernt. Im Verlauf des Projektes sähen die Gemeinden nun den Vorteil 
eines gemeinsamen Kontos. Es werde nun neu darüber diskutiert. Wie entschieden werde, sei 
noch nicht klar. Er beteuere, dass das Projekt gut laufe, er habe es auch lanciert, er stehe da-
hinter. 
 
Der Anfragende ist mit der Antwort des Regierungsrates teilweise zufrieden. 
 
 


